Rede von Nuray Yildirim zum Tagesordnungspunkt Betreuungs- und Tarifordnung (BTO)  in der Stavo vom 07.06.04

Frau Stadtverordnetenvorsteherin, meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Gäste

Wir lehnen den Kerngedanken ihrer neuen Betreuungs- und Tarifordnung und damit ihre Vorlage ab.

Eltern, Kinder und Beschäftigte in Kassel sollen für das Finanzchaos der Landesregierung und des Magistrats den Kopf hinhalten. Das Betreuungsangebot wird verschlechtert und die Eltern müssen je nach Einkommen erheblich mehr bezahlen.

Das ist überhaupt nicht einzusehen. 

Es gibt jede Menge anderer Möglichkeiten Geld einzusparen. Dass Sie das auf Kosten von Familien mit Kindern machen wollen, sagt mehr aus über staatliche und städtische Familienpolitik, als tausend öffentliche Erklärungen zu diesem Thema. 

Die zuständige Dezernentin will ich fragen. Sehen so ihre grünen Akzente aus, von denen im letzten Jahr die Rede war ?  Wir können das Lob in der HNA über die geschickte Verhandlungstaktik der Dezernentin nicht nachvollziehen. Eine entschiedene Ablehnung wäre die richtige Haltung gewesen.

Ohne Zweifel war es der entschiedene Protest von Eltern, Kindern, Erziehern und Ortsbeiräten, der verhindert hat, dass der ursprüngliche Plan umgesetzt wurde, in drei Jahren maximal 1,8 Millionen € einzusparen. Jetzt sind es  noch 487 000 € - aber pro Jahr. Ergibt in drei Jahren 1,461 Millionen. Dieses Ergebnis lehnen wir ab.

Für ihre Kürzungsvorschläge hat übrigens die Firma Kienbaum 68 000 € kassiert. In unseren Augen wurde hier Geld an der falschen Stelle ausgegeben.

Die Betroffenen haben gezeigt, dass es möglich ist den Magistrat zu Zugeständnissen zu zwingen und es hat sich gezeigt, dass Solidarität auch bei nicht direkt Betroffenen für eine berechtigte Sache entsteht.

Das ist ein wichtiges Signal für weitere Auseinandersetzungen, die garantiert noch kommen werden. Denn mit weiteren Streichungen bei staatlichen und städtischen Leistungen ist ja zu rechnen.  

Ich will kurz sagen, was wir inhaltlich auch an dieser geänderten Vorlage ablehnen. 

1. Nicht mehr jedes Kind hat einen Anspruch auf einen             Betreuungsplatz. 

2. die hessischen Standards bedeuten eine Erhöhung der Kinderzahl pro Gruppe auf bis zu 25 Kinder. Das ist zuviel

3. die Vorbereitung auf den Übergang in die Schule muss finanziell verstärkt von den Eltern getragen werden.

4. die Eltern werden an den Kosten für die Betreuung beteiligt.  Ja, es kommen durch Herabsetzung der Ermäßigungsgrenze teils erhebliche Mehrkosten auf sie zu. Wir fordern eine kostenlose Bereitstellung von Kinderbetreuungsplätzen.

5. die BTO bedeutet auch eine Mehrbelastung für die Beschäftigten und die Möglichkeit von Stellenabbau.
6. die BTO sieht in Punkt 5, 4 keine Härtefallregelung vor , wenn ein Geschwisterkind aus Platzmangel keinen städtischen KiTa-Platz bekommt. Die Eltern müssen den vollen Tarif bei einem anderen Träger bezahlen.
Statt dem einmal formulierten Recht eines Kindes auf einen Kindergartenplatz werden heute Anspruchsgründe formuliert.

Außer Kindern von erwerbstätigen Eltern haben nur noch solche Anspruch, die vom Jugendamt dafür ausgesucht werden. 

Was ist mit Kindern, deren Eltern keine Arbeit haben? Deren Mütter werden ans Haus gefesselt und können so dem Arbeitsmarkt gar nicht mehr zur Verfügung stehen.

Was ist mit Migrantenkindern? Ist es für die nicht ebenso wichtig, mit Gleichaltrigen zu lernen, aus der Enge des häuslichen Milieus heraus zu kommen? 

Wo bleibt der Anspruch dieser Kinder auf einen Kindergartenplatz? 

Der fällt den Haushaltskürzungen zum Opfer. Und dieses Ergebnis soll gut sein? Das kann man doch nicht ernsthaft behaupten. Wir lehnen diese BTO ab ebenso wie die Eckpunkte. Haushaltssanierung auf Kosten von Kassler Kindern, dafür bekommen Sie von uns keine Unterstützung.

Vielen Dank
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